
Finanzministerium 
des Landes 

Schleswig-Holstein 
 

  

Schleswig-Holsteinischer Landtag 
Umdruck 16/3587 

 
 
 
 Staatssekretär
 

Finanzministerium | Postfach 7127 | 24171 Kiel 
 
An den Vorsitzenden 
des Finanzausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Günter Neugebauer, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel 
 
nachrichtlich: 
 
Herrn Präsidenten 
des Landesrechnungshofes 
Schleswig-Holstein 
Dr. Aloys Altmann 
Hopfenstr. 30 
24103 Kiel 
 
 
Kiel,  27. Oktober 2008 
 
 
 
Vorlagen des Innenministeriums; 
Beantwortung der Fragen des Finanzausschusses aus der 100. Sitzung am 24. 
September 2008 zum Epl. 04 
 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

anliegend übersende ich Ihnen die auf Bitte in einem Umdruck gebündelten 

Antworten des Innenministeriums zu den im Rahmen der Haushaltsberatungen 

gestellten Fragen der Abgeordneten zum Einzelplan 04 mit der Bitte um 

Kenntnisnahme.  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

gez. 

Dr. Arne Wulff 

 
 
 D
 w
 E
ienstgebäude Düsternbrooker Weg 64, 24105 Kiel | Telefon 0431 988 - 4100 | Telefax 0431 988 - 4106 | Arne.Wulff@fimi.landsh.de |  
ww.landesregierung.schleswig-holstein.de |  
-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch signierte oder verschlüsselte Dokumente 
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ARBEITSGEMEINSCHAFT DER KOMMUNALEN LANDESVERBÄNDE 
 

Städteverband Schleswig-Holsteinischer Schleswig-Holst einischer 
Schleswig-Holstein Landkreistag Gemeindetag 
    
(federführend 2008)   
    

 
 
 

 

 
Städteverband Schleswig-Holstein 

Tel.: 0431/570050-30 
Fax: 0431/570050-35 

eMail: info@staedteverband-sh.de 
http://www.staedteverband-sh.de 

Schleswig-Holsteinischer Landkreistag 
Tel.: 0431/570050-10 
Fax: 0431/570050-20 

eMail: info@sh-landkreistag.de 
http://www.sh-landkreistag.de 

Schleswig-Holsteinischer Gemeindetag 
Tel.: 0431/570050-50 
Fax: 0431/570050-54 
eMail: info@shgt.de 
http://www.shgt.de 

0826 Arge_FAG 

Städtetag  Schleswig-Holstein • Reventlouallee 6 • 24105 Kiel   
 
Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein  
Staatssekretär Ulrich Lorenz 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 
 
 
vorab per Mail 
 

  

24105 Kiel, 28.08.2008 
 
Unser Zeichen: 20.22.03/20.22.10 zi-sk  
(bei Antwort bitte angeben) 

 
 
 
Finanzbeziehungen des Landes zu den Kommunen/ Änder ung des Finanzausgleichs-
gesetzes im Rahmen des Haushaltsstrukturgesetzes 20 09/2010 
 
 
Sehr geehrter Herr Lorenz,  
 
wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zur Änderung des Finanzaus-
gleichsgesetzes im Rahmen des Haushaltsstrukturgesetzes 2009/2010, das zwischenzeitlich 
in unveränderter Form auch als Drucksache 16/2150 dem Schleswig-Holsteinischen Landtag 
vorliegt. Zudem beziehen wir den uns mit Schreiben vom 19.08.2008 überreichten Bericht des 
Innenministeriums zur Finanzsituation des Landes und der Kommunen in unsere Stellung-
nahme mit ein. 
 
Wir werden in unserer Stellungnahme zunächst kurz auf den Bericht des Innenministeriums 
zur Finanzsituation der Kommunen in Schleswig-Holstein eingehen (nachfolgend Teil A) und 
sodann zu den Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes (nachfolgend Teil B) Stellung 
nehmen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass es aufgrund der unterschiedlichen Interessenla-
gen zwischen den kommunalen Landesverbänden eine ergänzende Stellungnahme zu einzel-
nen Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes geben wird. Insoweit beschränkt sich die Stel-
lungnahme der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände auf diejenigen Ände-
rungen des Finanzausgleichsgesetzes, zu denen es eine einheitliche Willensbildung der Ar-
beitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände gibt. 
 



 2 

 
A. Zur Finanzsituation des Landes und der Kommunen 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände stellt fest, dass es weiterhin er-
hebliche Differenzen in der Bewertung der Finanzsituation des Landes einerseits und der 
Kommunen andererseits gibt. Die Kommunen als integraler Bestandteil der Länder befinden 
sich in einer finanziellen Schicksalsgemeinschaft mit dem Land. Diese finanzielle Schicksals-
gemeinschaft darf aber nicht dazu führen, dass das Land Schleswig-Holstein ohne gleichzeiti-
ge Reduzierung von Aufgaben die Finanzausstattung der Kommunen jährlich um 120 Millio-
nen Euro mindert, dauerhaft und ohne Perspektive auf ein Ende. Wir verweisen insoweit auf 
den Schriftverkehr der vergangenen zwei Jahre, in dem wir ausführlich zu den rechtlichen  und 
finanzwirtschaftlichen Rahmenbedingungen des Eingriffs Stellung genommen haben.  
 

I. Beschlusslage der Arbeitgemeinschaft der Kommuna len Landesverbände 
 

Anlässlich der Ergebnisse der Mai-Steuerschätzung hat die Arbeitsgemein-
schaft der kommunalen Landesverbände am 15.05.2008 beschlossen, dass 
das Auseinanderdriften der positiven Einnahmeerwartung beim Land und die 
negativen Schätzabweichungen bei den Kommunen Einfluss auf die Finanzbe-
ziehungen des Landes zu den Kommunen haben muss, indem unter anderem 
von einer Fortführung des Eingriffs in den Kommunalen Finanzausgleichs in 
den Haushaltsjahren 2009/2010 abgesehen wird. Zugleich hat die Arbeitsge-
meinschaft der kommunalen Landesverbände beschlossen, dass der beste-
hende Eingriff in den Kommunalen Finanzausgleich der Jahre 2007 und 2008 
soweit zurückgeführt werden muss, soweit keine Kompensationsleistungen er-
bracht worden sind. Der Beschluss wurde in dem Schreiben vom 15.05.2008 an 
den Innenminister und Finanzminister umfangreich begründet. Insbesondere ist 
herauszuheben, dass die Entwicklung der Einnahmeerwartungen zwischen 
Kommunen und Land in einem Maße auseinanderdriftet, dass bei Anerkennung 
der Gleichwertigkeit des Finanzbedarfs für die Aufgabenerfüllung von Land und 
Kommunen jede Grundlage für die Verminderung der Finanzausstattung der 
Kommunen entfallen ist.  
 
Insgesamt werden für die Kommunen  Steuermindereinnahmen in den Jahren 
2008 bis 2011 in Höhe von  

 
- 437 Mio. €  

 
erwartet, während auf derselben Schätzgrundlage für das Land Schleswig-
Holstein Steuermehreinnahmen in Höhe von  

 
+ 619 Mio. € 

 
prognostiziert werden. 
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Die neuerliche Revision der Landeseinnahmen nach oben führt z.B. dazu dass 
das Land  Schleswig-Holstein gegenüber den im Haushaltsplan für das Jahr 
2008 veranschlagten Steuereinnahmen in Höhe von   5.665,7 Mio. € 
über geschätzte Einnahmen in Höhe von     6.337,0 Mio. €  
und damit über Mehreinnahmen  von    +    671,3 Mio.  €       
verfügen wird. 

 
Rechnet man auf Basis des Berichts über den Haushaltsablauf 2007 (vgl. LT-
Umdruck 16/3062) das Ist-Ergebnis aus dem Jahre 2007 hinzu, so ergibt sich 
einschließlich LFA und BEZ und ohne globale Steuermindereinnahmen folgen-
des Bild: 

 
In den beiden Haushaltsjahren 2007/2008 verfügt das Land Schleswig-Holstein 
gegenüber den Planungsdaten damit über Mehreinnahmen in Höhe von  

 
2007:  569,1 Mio. € (6.404 (IST) – 5.834,9 (SOLL)) 
2008:  714,9 Mio. € (6.569 (Mai 2008) - 5.854,1 (SOLL)) 

insgesamt   1.284 Mio. €  
 

Die ebenso erfreuliche und nach den Prognosedaten auch nachhaltige Konsoli-
dierung der Landesfinanzen auf der Einnahmeseite führt dazu, dass aus Sicht 
der kommunalen Landesverbände die Argumentationsgrundlage des Landes 
Schleswig-Holstein für den Eingriff in den kommunalen Finanzausgleich nicht 
mehr besteht, mit der Folge, dass sowohl  

 
• auf eine Fortführung des Eingriffs verzichtet  

 
als auch  

 
• der bestehende Eingriff mit sofortiger Wirkung zurückgeführt 

werden muss, soweit nicht Kompensationsleistungen erbracht 
worden sind.  

 
Die kommunalen Landesverbände sind angesichts der zum Eingriff führenden 
Ausgangslage (120 Mio. € Konsolidierungsbeitrag der Kommunen pro Jahr) und 
der durchschnittlich 642 Mio. € Mehreinnahmen pro Haushaltsjahr überzeugt, 
dass das Land die unbedingt notwendigen Haushaltskonsolidierungsmaßnah-
men auf dem Weg zu einem verfassungsgemäßen Haushalt auch ohne den 
Eingriff in die kommunale Finanzausstattung ergreifen kann.  
 

 
II. Stand der Kompensationsmaßnahmen in Bezug auf d en Eingriff in das 

FAG in den Jahren 2007/2008 
 

Als besonderes unbefriedigend erweist es sich für die kommunalen Landesver-
bände, dass in Bezug auf den laufenden Eingriff in die Finanzausgleichsmasse 
im Jahr 2008 sowie in dem bereits vollzogenen Eingriff im Jahr 2007 die politi-
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sche Zusage einer möglichst weitgehenden Kompensation des Eingriffs in den 
Kommunalen Finanzausgleich bisher nicht eingehalten worden ist. Dabei ist es 
von besonderer Bedeutung, dass Land und Kommunen bisher noch kein Ver-
fahren gefunden haben, um gemeinsam die Wirkung von Kompensationsmaß-
nahmen übereinstimmend festzustellen. Es bedarf aber eines geordneten Ver-
fahrens, um die Feststellung zu treffen, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe 
tatsächlich Kompensationsleistungen für den Entzug der Mittel des Kommuna-
len Finanzausgleiches erbracht worden sind. Aus diesem Grund hat die Ar-
beitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände im Nachgang zu dem Ge-
spräch mit dem Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein am 
10.03.2008 es begrüßt, dass hinsichtlich der Fortschreibung der Kompensation 
die Gespräche fortgeführt werden sollen und insbesondere ein Verfahren ge-
funden werden soll, um die grundsätzliche Eignung von Maßnahmen als Kom-
pensation festzustellen, die Höhe der Kompensationsbeträge zum einen und 
mögliche Entlastungswirkungen außerhalb der Kompensationsmaßnahmen 
zum anderen zu bewerten. Leider sind konkrete Bemühungen hierfür auf Seiten 
des Landes nicht zu erkennen. 
 
Es ist festzuhalten, dass es Bewertungsgespräche über die Wirkung einzelner 
Kompensationsmaßnahmen, die in der Landtags-Drucksache 16/1286 vom 
06.03.2007 ausgewiesen sind, nicht gegeben hat. Vielmehr ist festzustellen, 
dass der Finanzausschuss in seiner Sitzung am 14.06.2007, also vor mehr als 
vierzehn Monaten, seine Erwartung der Fortschreibung des Berichts über die 
Entlastungen und Abfederungsmaßnahmen zum Herbst 2007 zum Ausdruck 
gebracht hatte. Seit dem hat es seit nunmehr knapp eineinhalb Jahren keine 
materiell inhaltliche Befassung mehr mit dem Kompensationsbericht zwischen 
Land und Kommunen gegeben. Der unbedingt notwendige intensive und 
grundsätzliche Dialog über die Finanzbeziehungen des Landes zu den Kom-
munen, der mit dem Ministerpräsidentengespräch am 10.03.2008 begonnen 
wurde, ersetzt die inhaltliche fachliche Auseinandersetzung mit den zur Kom-
pensation in Ansatz gebrachten Einzelmaßnahmen indessen nicht, weshalb 
nach Auffassung der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände 
nach wie vor die Klärung der offenen Fragen in Bezug auf die Kompensation – 
auch aus Verfassungsgründen – notwendig ist. 

 
 
III. Bericht des Innenministeriums zur Finanzsituat ion der Kommunen in 

Schleswig-Holstein 
 

Mit Schreiben vom 19.08.2008 ist der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Landesverbände eine Darstellung zur Finanzsituation des Landes und der 
Kommunen um Kenntnisnahme übersandt worden. Es überrascht, dass kurz 
vor der Veröffentlichung des Kommunalberichts 2008 des Landesrechnungs-
hofs, der jeweils eine umfassende, an Kennziffern orientierte Darstellung der 
Finanzlage der Kommunen enthält, das Land einen eigenen „Gemeindefinanz-
bericht“, der teilweise dieselben Kriterien wie der Kommunalbericht des Landes-
rechnungshofs zur Finanzlage der Kommunen zugrunde legt, den Kommunen 
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in Schleswig-Holstein vorlegt. Unabhängig von dieser Verfahrensweise möch-
ten wir auf einzelne Punkte des Berichts kurz eingehen. Eine ausführliche und 
detaillierte Auswertung des Berichts wird nach Vorlage des Landesrechnungs-
hofsberichts zur kommunalen Finanzlage innerhalb des Kommunalberichts er-
folgen. Bereits nach kursorischer Prüfung ist aber festzuhalten, dass ein zuver-
lässiges Bild der Finanzsituation des Landes und der Kommunen sich erst 
zeichnen lässt, wenn nicht lediglich einige wenige Parameter der Finanzsituati-
on isoliert beleuchtet werden, sondern eine umfassende Gesamtdarstellung 
vorgelegt wird. Diesem Anspruch wird die Darstellung insgesamt nicht gerecht.  
 
 
1. Keine Aussagekraft des Verschuldungsvergleichs ( Vermerk des Fi-

nanzministeriums vom 29.07.2008, FM-VI 203-) 
 
Die Darstellung des Vergleichs der Kommunen mit den Flächenländern 
suggeriert, dass aufgrund einer vergleichsweise geringen Verschul-
densquote die Kommunen in Schleswig-Holstein in der Lage seien, ei-
nen Konsolidierungsbeitrag für den Landeshaushalt zu leisten. Die Ver-
schuldungssituation der schleswig-holsteinischen Kommunen ist aber 
nicht das Ergebnis einer überproportional guten Finanzausstattung, 
sondern das Resultat rechtzeitig ergriffener Konsolidierungsbemühun-
gen und schnelles Reagieren auf voraussehbare Fehlentwicklungen. Bei 
alledem darf nicht übersehen werden, dass die kommunale Finanzlage 
und Verschuldenssituation in Schleswig-Holstein weiterhin als Besorgnis 
erregend zu bezeichnen ist. Es erschließt sich nicht, welche Aussage-
kraft ein Vergleich von Schuldenständen haben soll, es sei denn, man 
verfolgt das politische Ziel die Schuldenstände der Kommunen zu Guns-
ten des Landeshaushalts zu erhöhen. Dabei bleibt unberücksichtigt, 
dass die Entschuldung der öffentlichen Haushalte von denselben Ein-
wohnerinnen und Einwohnern zu leisten ist. Schließlich erweist sich der 
rein statistische Ländervergleich als wenig aussagekräftig, wenn man 
bedenkt, dass es eine Gleichheit der öffentlichen Ausgabenstrukturen in 
den Ländern nicht gibt. Unterschiede in den Ausgabenstrukturen reflek-
tieren jeweils auch politische Entscheidungen, die sich einer wissen-
schaftlichen Bewertung entziehen. Zudem können statistische Daten-
grundlagen die Aufgabenverteilung zwischen der Landes- und Gemein-
deebene und die Beachtung der Finanzbeziehungen beider Ebenen 
nicht vollständig berücksichtigen. 
 
Der weitere Vergleich der Schuldensituation von Land und Kommunen 
lässt schließlich unberücksichtigt, dass aufgrund der Finanz- und Steu-
erkraft das Land in einem ganz anderen Maße in der Lage war, sich zu 
verschulden. Die Möglichkeiten, Kredite zur Finanzierung von öffentli-
chen Aufgaben einzusetzen, unterliegen im Rahmen der Vorschriften 
des kommunalen Haushaltsrechts deutlich engeren Beschränkungen als 
beim Land. Insoweit ist die Feststellung, dass  
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"SH ist damit nach wie vor das am zweithöchsten verschuldete 
westliche Flächenland, während die SH-Kommunen im Ranking 
der westdeutschen Flächenländer die viertniedrigste Verschul-
dung aufweisen.“ 

 
keine finanzpolitische Grundlage für die Rechtfertigung eines Eingriffs in 
die kommunale Finanzausstattung. Im Übrigen sollte in der Argumenta-
tion der für die öffentlichen Haushalte fatalen Schlussfolgerung entge-
gengewirkt werden, dass derjenige, der sich höher verschuldet, am En-
de auf Sanierungsbeiträge Dritter vertrauen darf und diejenigen, die 
durch eigene Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen die eigene Ver-
schuldung stabilisieren konnten, zu eben diesen Sanierungsbeiträgen 
herangezogen werden. 

 
2. Keine Einbeziehung der Ausgabenseite 

 
Der Eingriff soll in den Haushaltsjahren 2009/2010 erneut durchgeführt 
werden. Mithin ist es notwendig, die in diesen Jahren auf die Kommunen 
zukommenden Ausgabebelastungen prognostisch in die Bewertung der 
Finanzbeziehungen einzustellen. Die auf die Vergangenheit bezogene 
Betrachtung liefert nur ein unvollständiges Bild. Dies gilt insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass die zukünftige Ausgabeentwicklung aus-
drücklich Gegenstand des Gesprächs mit dem Ministerpräsidenten am 
10.03.2008 gewesen ist. 

 
3. Keine Einbeziehung der künftigen Entwicklung der  Landesfinanzen 

 
Schließlich wird in Bezug auf die Finanzsituation des Landes mit keinem 
Wort auf die sich nach der Mai-Steuerschätzung außerordentlich positiv 
entwickelnden eigenen Steuereinnahmen des Landes eingegangen. 
Ebenso werden die reduzierten Einnahmeerwartungen bei den Kommu-
nen nicht berücksichtigt.  

 
 
4. Zur Wirkungsweise des Eingriffs in den Kommunale n Finanzaus-

gleich anhand der Daten der Bundesstatistik 
 

Die Bundesstatistik belegt nachdrücklich, auf welche Weise der Eingriff 
in Schleswig-Holstein gewirkt hat. Anhand der Darstellung des Finanzie-
rungssaldos ergibt sich, dass bis auf Rheinland-Pfalz und das Saarland 
alle west- und ostdeutschen Flächenländer wieder über erhebliche posi-
tive Finanzierungssalden verfügen, während in Schleswig-Holstein die 
Entwicklung konstant quasi auf der Nulllinie verlief. 
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5. Zur Defizitsituation der Kommunen in Schleswig-H olstein 
 

Zu Recht weist der Finanzbericht die bedrohliche Defizitsituation in den 
Schleswig-Holsteinischen Kommunen aus, die in der Summe auch in 
der Phase historisch hoher Steuereinnahmen nicht signifikant gesenkt 
werden konnten, sondern sich gleichbleibend auf hohem Niveau stabili-
sieren. Damit besteht die konkrete Gefahr, dass auf Grundlage der 
Prognose verminderter Einnahmeerwartungen für die Kommunen in der 
Zukunft die Defizite weiter anwachsen werden. 

 
4. Zum Realsteuervergleich 
 

Der Realsteuervergleich berücksichtigt keine strukturellen Unterschiede 
und vermittelt auch keine Erkenntnisse in bezug auf möglich finanzwirt-
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schaftliche Auswirkungen des Anhebens der Realsteuer-Hebesätze. In-
soweit bedarf es einer eingehenden finanzwirtschaftlichen Analyse, wie 
sich Unternehmen bei dem Anspannen der Hebesätze verhalten wer-
den. Zudem sollte das Land intern eine Verständigung darüber herbei-
führen, ob die Höhe der Realsteuerhebesätze in Schleswig-Holstein als 
zu hoch oder zu niedrig angesehen werden. So heißt es auf den Inter-
net-Seiten der Wirtschaftsförderung und Technologietransfer Schleswig-
Holstein GmbH (WTISH, Gesellschaft des Landes Schleswig-Holstein, 
der Industrie- und Handelskammern und der Hochschulen des Landes) 
unter der Überschrift „Profil eines starken Standortes/ Attraktiver 
Standort mit Perspektive“ ausdrücklich:  
 

„Willkommen in Schleswig-Holstein, dem Standort mit dem att-
raktiven Profil im nationalen und internationalen Vergleich! Dank 
seiner überzeugenden Standortvorteile hat sich Schleswig-
Holstein als erstklassiger Ort für Ansiedlungen und Existenz-
gründungen inländischer und ausländischer Investoren profiliert.  
Qualifizierte Arbeitskräfte, eine hohe Arbeitsproduktivität sowie 
niedrige Unternehmenssteuern sind nur einige seiner handfesten 
wirtschaftlichen Vorteile. Im globalen Wettbewerb spricht einiges 
mehr für das nördlichste Bundesland.“ 
(Hervorhebung durch die Unterzeichner) 

 
 

 
B. Zu den Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes  
 

Soweit es die Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes im Rahmen des Haus-
haltsstruktugesetzes 2009/2010 anbetrifft ist zunächst festzustellen, dass eine Darstel-
lung des Eingriffs in den Kommunalen Finanzausgleich in den Jahren 2009/2010 in der 
Begründung fehlt. Es ist unseres Erachtens erforderlich, dass Verminderungen der Fi-
nanzausgleichsmasse in Höhe von 120 Millionen Euro pro Jahr, d. h., über 10 % der 
gesamten Finanzausgleichsmasse, auch in dem Begründungstext des Regierungsent-
wurfes deutlich zum Ausdruck kommen und als Konsolidierungsbeitrag der Kommunen 
zur Sanierung der Finanzen des Landes ausgewiesen werden. 

 
I. Ablehnung der Fortführung des Eingriffs in den k ommunalen Finanzaus-

gleich  
 

Wie bereits oben dargestellt, lehnt die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Landesverbände die Fortführung des Eingriffs in den Kommunalen Finanzaus-
gleich ab.  

 
1. Fehlende Rechtfertigung für die Fortführung des Eingriffs in den 

Kommunalen Finanzausgleich 
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 Wie bereits dargelegt, hat sich die Finanzlage des Landes im Vergleich 
zu der Finanzlage der Kommunen in erheblichem Umfang verbessert. 
Auf Basis der neuesten Steuerschätzung ist vielmehr festzustellen, dass 
in der Prognose die Kommunen des Landes Schleswig-Holstein im Ver-
gleich zum Land Schleswig-Holstein in der Zukunft mit verminderten 
Steuereinnahmen gegenüber den bisherigen Schätzungen rechnen 
müssen, während das Land auf der selben Schätzgrundlage weiterhin 
mit erheblichen Mehreinnahmen rechnen kann. Während der Eingriff in 
den Jahren des Doppelhaushalts 2007/2008 durch das Land versucht 
wurde durch ein finanzwirtschaftliches Gutachten von Prof. Dr. Seitz zu 
rechtfertigen, ist nunmehr festzustellen, dass der Eingriff trotz der in Be-
zug auf die Einnahmesituation völlig veränderten Voraussetzungen wei-
terhin fortgeführt werden soll. Schon jetzt zeigt die Entwicklung im Bun-
desvergleich, dass die schleswig-holsteinischen Kommunen am kon-
junkturellen Aufschwung im Vergleich zu den anderen Bundesländern 
kaum profitieren. Die weiterhin dramatische Defizitlage in den schleswig-
holsteinischen Kommunen behindert die Kommunen in ihrer Entwicklung 
und der ihnen obliegenden Erfüllung der Aufgaben der Daseinsvorsorge 
für die Einwohnerinnen und Einwohner in Schleswig-Holstein. Auch 
wenn es den Kommunen durch die günstige Einnahmeentwicklung der 
letzten Jahre vermehrt gelungen ist, wieder ausgeglichene Haushalte zu 
erreichen, so ist dennoch festzustellen, dass sie in der Aufschwungpha-
se nicht die notwendige Investitionskraft zurückgewonnen haben, um 
das erwartete Leistungsangebot für die Einwohnerinnen und Einwohner 
dauerhaft zu sichern. Vielmehr muss damit gerechnet werden, dass in 
den Zeiten abflauender Konjunktur und damit bedingten verminderten 
Einnahmen die strukturellen Defizite weiter zu Lasten nachfolgender 
Generationen anwachsen werden. 

 
2. Zur möglichen Verfassungswidrigkeit des Eingriff s in den Kommu-

nalen Finanzausgleich 
 

Die Fortführung des Eingriffs in Kommunalen Finanzausgleich unter den 
veränderten Rahmenbedingungen hinsichtlich der positiven Einnahme-
entwicklung beim Land einerseits und der negativen Einnahmeentwick-
lung der Kommunen andererseits begegnet auch unter verfassungs-
rechtlichen Gesichtspunkten erheblichen Bedenken. 
 
Dies gilt zunächst für das Verfahren. Offensichtlich ist dem fortgeführten 
Eingriff keine ausreichende Datenbasis zugrunde gelegt worden. Eine 
solche ist aber aus Verfassungsgründen notwendig, zumal die Feststel-
lung erforderlich ist, ob und inwieweit das verfassungsrechtlich verbürgte 
Recht auf kommunale Selbstverwaltung  durch einen Entzug der Mittel 
aus dem kommunalen Finanzausgleich verletzt wird. So beruhte bspw. 
der Eingriff des Landes Niedersachsen in die Finanzausstattung der 
niedersächsischen Kommunen auf methodischen Grundlagen, die eine 
vom Niedersächsischen Ministerium des Innern am 29. März 1999 ein-



 10 

gesetzte Kommission aus Vertretern der im Landtag vertretenen Frakti-
onen, der kommunalen Spitzenverbände sowie der Ministerin der Finan-
zen und des Innern (FAG-Kommission) unter Rückgriff auf Datenmateri-
al des Niedersächsischen Landesamtes für Statistik (NLS) erarbeitet 
hatte (vgl. Zwischenbericht zur Unterrichtung des Landtages über den 
Beratungsgegenstand der Kommission vom 24. Januar 2000, Nds. LT-
Drs. 14/1524 S. 3 ff. und Abschlussbericht über die Arbeit der FAG-
Kommission zur Unterrichtung des Landtages vom 7. Juni 2000, Nds. 
LT-Drs. 14/1790, S. 3 ff.). Eine solche von allen Betroffenen gemeinsam 
erarbeitete Entscheidungsgrundlage ist in Schleswig-Holstein nicht vor-
handen. Die kaum aufgabenbezogene, lediglich auf die Auswertung we-
niger Kennziffern reduzierte Betrachtung der Finanzsituation der Kom-
munen in Schleswig-Holstein durch das Innen- und Finanzministerium 
genügt den verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Feststellung 
der Eingriffswirkung in Bezug auf Möglichkeit der Wahrnehmung freiwil-
liger Selbstverwaltungsaufgaben durch die Kommunen nicht. So beste-
hen bereits in verfahrensrechtlicher Hinsicht Zweifel an der Fortführung 
des Eingriffs in den kommunalen Finanzausgleich.  

 
Aber auch materiell ergeben sich Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit 
des Eingriffs und zwar selbst gemessen an der außerordentlich länder-
freundlichen Rechtsprechung der Staatsgerichtshöfe Bayerns und Nie-
dersachsens der vergangenen beiden Jahre. 

 
Der Niedersächsische Verfassungsgerichtshof hat in seinem Urteil vom 
07.03.2008 - 2/05 – (zit. nach juris) noch einmal herausgestellt, dass es 
der organisationsrechtlichen Einordnung der Kommunen als Teile der 
Länder entspricht, beide gleichgewichtig entsprechend ihrer Aufgaben 
an den insgesamt zur Verfügung stehenden Finanzmitteln zu beteiligen 
(so auch BayVerfGH, Entscheidung vom 28. November 2007 -Vf. 15-VII-
05-, juris Rdnr. 205). Es ist dem Land daher nicht gestattet, sich auf 
Kosten der kommunalen Ebene finanzielle Freiräume zu verschaffen, 
um freiwillige Aufgaben wahrzunehmen. So liegt es aber hier. Unabhän-
gig von der politischen Bewertung in Bezug auf die Notwendigkeit und 
Wünschbarkeit von freiwilligen Leistungen diskutiert das Land über zu-
sätzliche freiwillige Leistungen und hat diese auch im Haushaltsplan-
entwurf eingestellt. Folgerichtig muss bei der Bemessung der Schlüs-
selmasse beachten, dass die von Kommunen und Land wahrzuneh-
menden und wahrgenommenen Aufgaben grundsätzlich gleichwertig 
sind und es ihm wegen dieser Aufgabenparität z. B. verwehrt ist, durch 
eine Rückführung der Schlüsselmasse die Kommunen im Vergleich zum 
Land in stärkerem Maße zu einer Aufgabenreduzierung oder anderen 
Einsparungen zu zwingen. Zu dieser Situation kommt es aber, wenn 
man zum einen einerseits die Prognosen über die Einnahmeerwartun-
gen aus Steuern von Land und Kommunen und die zusätzlichen Ausga-
bebelastungen der Kommunen betrachtet.  
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Der Niedersächsische Verfassungsgerichtshof hat in seinem Urteil vom 
07.03.2008 - 2/05 – ferner festgestellt, dass der Gesetzgeber verpflichtet 
ist, seine einmal getroffene Entscheidung über die Gewichtung des Fi-
nanzbedarfs der Kommunen und der Finanzkraft/Leistungsfähigkeit von 
Kommunen und Land fortlaufend zu beobachten, um auch bei einseiti-
gen Veränderungen der Aufgabenbelastung Anpassungen vorzunehmen 
(Nds. StGH, Urteil vom 25. November 1997 -StGH 14/95 u. a.-, Nds. 
StGHE 3, 299, 315; ebenso Thür VerfG, Urteil vom 3. Mai 2005 -VerfGH 
28/03-, LVerfGE 16, 593, 626; VerfG Bbg, Urteil vom 16. September 
1999 -VfGBbg 28/98-, LVerfGE 10, 237, 244 f.). Die gleiche Verpflich-
tung trifft den Gesetzgeber bei einer nachhaltigen Verbesserung der fi-
nanziellen Situation des Landes. Die Abhängigkeit der kommunalen Fi-
nanzausstattung von der finanziellen Situation des Landes hat anderer-
seits die Konsequenz, dass sich auch eine günstige Entwicklung der 
staatlichen Einnahmen im kommunalen Finanzausgleich niederschlagen 
muss. Auf derselben Linie urteilt der Bayerische Verfassungsgerichtshof 
in seiner Entscheidung vom 28.11.2007 - Vf.15-VII-05 -, wenn er fest-
stellt, dass sich auch eine günstige Entwicklung der staatlichen Einnah-
men im kommunalen Finanzausgleich niederschlagen muss, mithin kei-
ne Abschöpfung der durch staatliche Mehreinnahmen bedingten Zu-
wächse im kommunalen Finanzausgleich Platz greifen darf. 
 
Eben letzteres ist nach den jüngsten Ergebnissen der Mai-
Steuerschätzung zu erwarten, mit der Folge, dass auch insoweit sich die 
ungeschmälerte Fortführung des Eingriffs als verfassungsrechtlich be-
denklich erweist. 

 
 

II. Fehlender Ersatz für entgangene Kfz-Steuerantei le  
 
Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände verweist in diesem 
Zusammenhang auf das Schreiben vom 20.06.2008, mit dem wir dargelegt ha-
ben, dass die Kommunen des Landes Schleswig-Holstein mit dem Kommuna-
len Finanzausgleich von den Kfz-Steuerausfällen aufgrund des Gesetzes zur 
Änderung Kfz-steuerlicher und autobahnmautrechtlicher Vorschriften ebenso 
wie das Land betroffen sind. Hieraus ergibt sich die Rechtfertigung, die Kom-
munen an dem Ausgleichsbetrag für die ausgefallenen Kfz-Steuereinnahmen in 
Höhe des Verbundsatzes zu beteiligen. Hierzu sieht die Änderung des Finanz-
ausgleichsgesetzes im Rahmen des Haushaltsstrukturgesetzes 2009/2010 
nichts vor. 
 
Insoweit fordern die kommunalen Landesverbände eine Berücksichtigung im 
FAG. 
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III. Zu einzelnen Änderungen des Finanzausgleichsge setzes 

 
Nachfolgend wird dargestellt, in welchen Punkten der einzelnen vorgeschlage-
nen Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes die Arbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Landesverbände eine einheitliche Willensbildung vollzogen hat. 
 
1. Änderung der Systematik in Bezug auf die Nivelli erungssätze und 

eine damit verbundene Anhebung (Art. 3 Nr. 3 des Ge setzentwurfs) 
 

Die Einführung einer gesetzlichen Automatik und damit der Verzicht auf 
eine gesonderte Anhebung der Nivellierungssätze durch Gesetzesände-
rung wird als nicht zielführend angesehen und daher abgelehnt. Die 
Umstellung der Systematik hat gravierende finanzwirtschaftliche Auswir-
kungen innerhalb des kommunalen Bereichs. Diese finanzwirtschaftli-
chen Auswirkungen müssen im Rahmen der Gesetzesbegründung bei-
spielhaft dargestellt werden. Insbesondere müssen die sich aus einer 
Gesetzesänderung ergebenden Folgen für die Kommunen erläutert wer-
den, damit eine vollständige Beurteilung insbesondere in Bezug auf das 
Volumen der Verteilung der finanzwirtschaftlichen Verteilungswirkungen 
ersichtlich wird. Nach der Begründung zum Gesetzentwurf soll die Ände-
rung unter anderem dazu dienen, das Kreisumlageaufkommen zu erhö-
hen. Dies allein kann aber nicht die Zielsetzung der Anhebung der Nivel-
lierungssätze sein, weil sich das Kreisumlageaufkommen nach § 28 
Abs. 1 FAG allein an dem Bedarf orientiert und insoweit ein erhöhtes 
Kreisumlageaufkommen aufgrund der Anhebung der Nivellierungssätze 
im Ergebnis zu einer Forderung der Verminderung des Kreisumlagesat-
zes führen wird. Durch die automatische Anpassung der Nivellierungs-
sätze wird zudem einer schleichenden Steuererhöhung (Hebesatzspira-
le) Vorschub geleistet, die nicht zu akzeptieren ist. Die Aussage „Mit der 
Anhebung der Nivellierungssätze wird zudem den Gemeinden ein Anreiz 
gegeben, die eigenen Hebesätze anzuheben“ verkennt, dass eine An-
hebung vor Ort in vielen Fällen aufgrund politischer Widerstände bzw. 
Bürgerproteste nicht durchsetzbar sein wird, sodass die aufgrund der 
Anhebung zu zahlenden höheren Umlagen (Amtsumlage, Kreisumlage) 
zu einer echten Belastung für die Gemeinden werden. 

 
 

2. Reduzierung der Zuführungsbeträge zur FAG-Masse aus dem 
Kommunalen Investitionsfonds zugunsten der Finanzie rung der 
ALK-Daten und der Anschubfinanzierung X-Personensta nd (Art. 3, 
Nr. 1 a, bb) 

 
Über die Finanzierung der Fortführungskosten für die ALK-Daten ver-
handeln die kommunalen Landesverbände bereits seit über einem Jahr 
mit dem Innenministerium. Bislang wurde ein neuer Vorwegabzug mit 
der Begründung abgelehnt, dies widerspreche der Koalitionsvereinba-
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rung und sei im Übrigen auch nicht systemkonform. Dass nun doch ein 
(versteckter) Vorwegabzug möglich sein soll, verwundert doch sehr. Un-
geachtet dessen lehnen wir die Kürzung der FAG-Masse von 1,5 Mio. 
EUR für die Aktualisierung der ALK-Daten nicht zuletzt deshalb ab, weil 
in dem Entwurf zum geplanten Geodaten-Infrastruktur-Gesetz (Umset-
zung der Inspire-Richtlinie) eine kostenlose Abgabe von Geodaten an 
die Kommunen vorgesehen ist. Es wird für sachgerecht erachtet im Vor-
griff auf die Gesetzesänderung, die flächendeckende Versorgung der 
Kommunen mit Aktualisierungen der ALK-Daten als Kompensationstat-
bestand anzuerkennen. 
 
Der geplante Kürzungsbetrag für die „vereinbarten“ digitalen Geobasis-
daten der Landesvermessung ist nicht nachvollziehbar. Zum einen gibt 
es keine „Vereinbarung“ der Kommunalen Landesverbände mit dem 
Land über den Erwerb von weiteren Geobasisdaten (hierüber wird eben-
falls schon seit über einem Jahr verhandelt). Zum anderen ist der in Re-
de stehende Betrag von 1,4 Mio. EUR nicht nachvollziehbar. Nach den 
uns vorliegenden Informationen wurde zuletzt über eine Summe von ca. 
950.000 EUR gesprochen. Ebenso nicht nachvollziehbar ist die Kürzung 
von 240.000 EUR zugunsten einer pauschalen Anschubfinanzierung für 
die Reform des Personenstandswesens. 

 
3. Streichung der Zweckzuweisung Förderfonds Nord ( § 20 FAG, 

Art. 3, Nr. 1 c, bb) 
 
Der Streichung wird zugestimmt. 
 
 

4. Umsetzung der U-3-Betriebskostenfinanzierung (§§  5, 31 c FAG) 
 
Soweit es die technische Umsetzung der Weiterleitung der Beträge an-
betrifft, wird dem Regelungsentwurf zugestimmt. Zum Verfahren werden 
sich die kommunalen Landesverbände ergänzend äußern. 
 

5. Vorzeitige Abrechnung der FAG-Masse 2008 
 
Die Abrechnungsbeträge der FAG-Masse stellen sich wie folgt dar:  
 
FAG 2008: 154 Mio. €   30,25 Mio. € aus 2006 
     81,54 Mio. € aus 2007 
     42, 21 Mio. € aus 2008 (Vorgriff) 
 
Abrechnungsbetrag 2008  
nach Mai-Steuerschätzung: 131   Mio. € 
     -          42,2Mio. € (Vorgriff 2008) 
     - 55   Mio. € (Entwurf 2009) 
     Rest: 33,8Mio.€(FAG-Masse 2011) 
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Vor diesem Hintergrund wird die Aufstockung der FAG-Masse 2008 um 
55 Mio. € begrüßt. Es ist dabei festzuhalten, dass ein wesentlicher Bei-
trag zum Anstieg der FAG-Masse durch die vorgezogene FAG-
Abrechnung bewerkstelligt wird und ohne die vorgezogenen Abrech-
nungsbeträge die FAG Masse 2009 unter der von 2008 läge.  

 
Die kommunalen Landesverbände halten es nach wie vor für dringend erforderlich auf fachli-
cher Ebene den Dialog über die Finanzbeziehungen auch mit Blick auf das nächste Gespräch 
mit dem Ministerpräsidenten vorzubereiten. Denn wir wollen, dass das Gespräch mit dem Mi-
nisterpräsidenten konkrete Ergebnisse zum Inhalt hat und sich nicht nur im unverbindlichen 
Austausch von Positionen erschöpft. In Bezug auf die Änderung des FAG ist es zudem erfor-
derlich, sich grundlegend darüber zu verständigen, welche Auswirkungen die unterschiedli-
chen Änderungen haben. Dazu gehört auch die Einbeziehung der FAG-Änderungen im Rah-
men der Funktional- und Verwaltungsstrukturreform.  
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 

Jochen von Allwörden  Jan-Christian Erps Jörg Bülow 
Gf. Vorstandsmitglied 

Städteverband  
Schleswig-Holstein  

Gf. Vorstandsmitglied 
Schleswig-Holsteinischer 

 Landkreistag 

Gf. Vorstandsmitglied 
Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  
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Änderung des Finanzausgleichsgesetzes im Rahmen des  Haushaltsstrukturgeset-
zes 2009/2010 
 
hier: Ergänzende Stellungnahme des Städteverbandes Schleswig-Holstein zum Schrei-
ben der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände vom 28.08.2008 
 
 
Sehr geehrter Herr Lorenz, 
 
in Bezug auf die Änderungen des FAG nimmt der Städteverband Schleswig-Holstein er-
gänzend zu den Punkten  
 

• höhere Dotierung des Fehlbetragsfonds (§ 16 FAG) (nachfolgend unter I.) 
• verpflichtende Dotierung von Kreisfonds (§ 18 FAG) (nachfolgend unter II.) 

• Umsetzung der U-3 Betriebskostenfinanzierung (nur Verfahren, §§ 5, 31 c 
FAG) (nachfolgend unter III.) 

 
wie folgt Stellung: 
 
I. Höhere Dotierung des Fehlbetragsfonds (§ 16 FAG)  
 

Die Vorstände des Städtetages und Städtebundes Schleswig-Holstein haben in 
ihrer gemeinsamen Vorstandssitzung am 24.09.2007 eine kritische Grundhaltung 
zu den Überlegungen aus dem Jahr 2007 für einen interkommunalen Haushalts-
konsolidierungsfonds des Innenministeriums eingenommen. Aus systematischen 
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Gründen und Gründen der Verteilungsgerechtigkeit wurde insbesondere der 
quantitative Umfang des vom Innenministerium vorgeschlagenen Haushaltskon-
solidierungsfonds als nicht interessengerecht bewertet.  
 
Gleichwohl haben die Vorstände von Städtebund und S tädtetag den Ansatz 
der Überlegung, mit Mehreinnahmen im kommunalen Fin anzausgleich (posi-
tive Abrechnungsbeträge) zielgerichtet strukturell bedingten Fehlbedarfen 
zu begegnen, als weiterhin diskussionswürdig eracht et. Durch Sicherstellung 
einer aufgabenangemessenen Finanzausstattung der Zentralen Orte, deren Ziel 
der kommunale Finanzausgleich sein muss, dürfen strukturell bedingte Fehlbe-
darfe gar nicht erst entstehen. Sofern das Land aus Landesmitteln (Kompensati-
on) den kommunalen Bedarfsfonds zum Ausgleich der Fehlbedarfe in den kom-
munalen Haushalten aufstockt, wird dies im Übrigen durch die Vorstände von 
Städtebund und Städtetag begrüßt. 
 
Vor diesem Hintergrund befürworten wir grundsätzlich eine Anhebung der Mittel 
für Fehlbetragszuweisungen in der genannten Höhe und für den genannten Zeit-
raum. Dabei muss indessen sichergestellt sein, dass 
 

1. das Land sich zur Hälfte an dem Aufstockungsbetr ag (16 Mio. € 
jährlich) beteiligt und  

 
2. die Quote nicht an dem Maßstab der Schlüsselzuwe isungen 

ausgerichtet wird, sondern sich die Quote an den qu otalen An-
teilen der einzelnen Kommunalgruppen an dem Gesamtd efizit 
orientiert und diese Quote jährlich der tatsächlich en Defizitlage 
angepasst wird. 

 
Begründung : 
 
Zu 1.: 
Die Zustimmung zu dem Entzug von 192 Mio. € aus der allgemeinen Schlüssel-
masse zugunsten der Fehlbetragskommunen bedarf der besonderen argumenta-
tiven Überzeugungskraft. Dabei sind in die Argumentation u.a. folgende Argumen-
te gegenüberzustellen und abzuwägen: 
 
� Das Land greift ohne Rechtfertigung und ohne tatsächliche Kompensation in 

das FAG ein und kürzt die kommunale Finanzausstattung innerhalb von 4 Jah-
ren um 480 Mio. €. Ohne Eingriff in den kommunalen Finanzausgleich wä-
re eine Bedarfslage für einen Aufstockung des Fehlb etragsfonds in der 
veranschlagten Höhe mithin gar nicht gegeben . 

 
� Bezieht man die Eingriffe der Jahre 1999 (25 Mio. €), 2000 (32,5 Mio. €), und 

2001-2004 (jährlich 37,5 Mio. €)  in die Betrachtung mit ein, lässt sich feststel-
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len, dass bei entsprechender Steuerung ohne die Eingriffe die Defizite in den 
kommunalen Haushalten nicht entstanden wären. 

 
� Ein Beitrag des Landes zu dem Haushaltskonsolidieru ngspakt ist nicht 

ersichtlich , obwohl das Land durch seine Eingriffe in den kommunalen Fi-
nanzausgleich die Defizite in den kommunalen Haushalten in erheblichem Um-
fang mit verursacht hat. 

 
� Der Prozess der Verwaltungsstrukturreform und der ( interkommunalen) 

Funktionalreform ist noch nicht abgeschlossen , d.h., es steht derzeit weder 
der Gebietszuschnitt der Kreise und kreisfreien Städte noch die Aufgabenzu-
ordnung vom Land zu den Kommunen und der Kreise zu den Kommunen fest.  

 
� Allein für eine mögliche Kreisgebietsreform steht n ach ersten Gutachte-

nergebnissen ein eigenes Sparpotenzial von 32 Mio. € nach konservativer 
Schätzung im Raum . Ein ergänzendes finanzwirtschaftliches Gutachten wird 
am 02.09. vorgelegt. Wenigstens hinsichtlich des Volumens der Aufstockung 
des Fehlbetragsfonds stellt sich die Frage, inwieweit mögliche eigene Einspar-
potenziale der Kreise zu berücksichtigen sind. 

 
� Nach der Zielsetzung des Koalitionsvertrages soll es nach dem Prozess der 

Verwaltungsstrukturreform und der Funktionalreform eine Novellierung des 
FAG geben. Das Verhältnis zwischen dem Volumen des Fehlbetrags fonds 
zu etwaigen zukünftigen Neuregelungen des FAG mit e twaigen finanz-
wirtschaftlichen Auswirkungen bleibt ungeklärt , weil die Eckpunkte für eine 
grundlegende Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes noch nicht hinrei-
chend deutlich geworden sind. 

 
� Während der geplanten Laufzeit der Aufstockung des Fehlbetragsfonds wer-

den die meisten größeren Kommunen und alle Kreise auf die Doppik  umstel-
len. Es ist nicht absehbar, wie sich die Haushaltslage nach der Vorlage der Er-
öffnungsbilanz darstellt. Damit ist zugleich nicht abschätzbar, welchen Erfolg 
ein Haushaltskonsolidierungspakt tatsächlich haben wird. 

 
� Eine Ablösung der Defizite durch Erhöhung der Fehlbetragszuweisungen hat 

eine negative Vorbildwirkung  für diejenigen Kommunen, die mit erheblichen 
eigenen Anstrengungen ihre eigene Haushaltskonsolidierung auf den Weg ge-
bracht oder vollzogen haben. Es handelt sich mithin um ein Problem der Soli-
dargemeinschaft und der Verschuldensfrage. Es fehlt zudem eine echte An-
reizwirkung (Bonus-malus-System). 

 
� Die Beseitigung der Fehlbeträge könnte gerade die Voraussetzung dafür bil-

den, dass das Land nach der Konsolidierung erneut auf die kommunale Fi-
nanzausstattung zugreift (Argument der unterschiedlichen Verschuldens- und 
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Defizitquoten). Insoweit hat sich die Landespolitik insbesondere in dieser Le-
gislaturperiode als wenig verlässlich gezeigt. 

 
� Ein „interkommunaler Haushaltskonsolidierungsfonds“  ist nicht geeig-

net, die strukturellen Defizite zu beseitigen  und wählt damit den falschen 
Ansatzpunkt, indem es isoliert den Abbau der Defizite in den Blick nimmt. Es 
ist nicht abzusehen, auf welche Weise ohne Analyse der Ursachen eine nach-
haltige Verbesserung der Finanzsituation tatsächlich erreicht werden kann. 

 
� Die zukünftige Bedarfs- und Einnahmesituation der K ommunen ist nicht 

abschätzbar,  d.h., es kann nicht festgestellt werden, in welchem Umfang die 
Mittel aus dem kommunalen Finanzausgleich zur Aufgabenerfüllung dringend 
benötigt werden. Entzieht man dem Finanzausgleich Mittel, obwohl sie in vol-
lem Umfang für die Aufgabenerfüllung benötigt werden, werden Defizite aus 
der Vergangenheit ab-, dafür aber neue in der Zukunft aufgebaut. Die Maß-
nahme bliebe dann ohne Wirkung. 

 
Unsicherheitsfaktoren  sind insoweit:  

 
� Auslegung der landesrechtlichen Konnexitätsklausel  (Art. 49 Abs. 2 LV) 

bei Leistungsgesetzen des Bundes mit Kostentragungspflicht für die Länder 
(insb. Sozialgesetzgebung). Da der Bundesdurchgriff auf die Kommunen 
nach der Föderalismusreform 1 durch Art. 84 Abs. 1 Satz 7 GG ausge-
schlossen wird, ist bei Leistungsgesetzen des Bundes, die die Länder durch 
die Kommunen ausführen lassen, der Finanzausgleich über das landes-
rechtliche Konnexitätsprinzip zu leisten.  

 
� Die Auswirkungen der Unternehmenssteuerreform  sind immer noch 

nicht verlässlich abschätzbar. 
 

� Die kommunalen Kostenfolgen  für die Regelung zum Ausbau der 
Betreuung für 0-3- jährige sind ebenfalls nicht abschätzbar (Betriebskos-
tenfinanzierung). Gleiches gilt für den Betrieb von Ganztagsschulen . 

 
� Insgesamt erweist sich eine positive Prognose  über die kommunale Ein-

nahmeentwicklung über sechs Jahre als außerordentlich optimistisch. Der in 
der Größenordnung unerwartete Einbruch bei der Gewerbesteuer begin-
nend ab dem Jahr 2000 sollte Anlass zu zurückhaltenden Prognosen sein. 

 
Zusätzlich ist in den Abwägungsprozess einzustellen: 
 
� Die historisch einmalige Situation , dass trotz einer Kürzung der Finanzaus-

gleichsmasse von 13 % real die kommunalen Einnahmen in erheblichem Maße 
steigen, sollte zum Defizitabbau genutzt werden. 
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� Der Ansatz einer intergenerativen Haushaltsgerechti gkeit und des perio-

dengerechten Ressourcenverbrauchs zwingen vor dem H intergrund der 
demographischen Entwicklung dazu, so wenig Haushalt sdefizite wie 
möglich auf die nächste Generation zu übertragen . 

 
� Der kommunale Bedarfsfonds ist seit Jahren unterfin anziert , so dass eine 

Aufstockung dieses Fonds bedarfsgerecht wäre. 
 
� Es handelt sich bei einem interkommunalen Haushalts konsolidierungs-

fonds um einen zielgerichteten interkommunalen Fina nzausgleich, was 
der Zielsetzung des Finanzausgleichsgesetzes insges amt entspricht . 

 
� Sollte eine Landesbeteiligung in nennenswerter Höhe an dem Haushaltskonso-

lidierungsfonds erreicht werden, so könnten Mittel als Kompensationsleistung 
für die Kommunen gebunden werden. Zurzeit ist nicht erkennbar, dass das 
Land in Sachen Kompensation an anderer Stelle weitere Anstrengungen un-
ternehmen wird, die zu einer echten Kompensation des Eingriffs in das FAG 
führen.  

 
Die Abwägung sämtlicher Argumente führt zu dem Ergebnis, dass trotz vieler Be-
denken die Aufstockung des Fehlbetragsfonds als sinnvoller Schritt angesehen 
wird, um die Kommunen in den notwendigen Maßnahmen zur nachhaltigen Haus-
haltskonsolidierung zu unterstützen. Eine bedarfsgerechte Aufstockung des Fehl-
betragsfonds macht aber auch einen eigenen Beitrag des Landes notwendig, weil 
ohne Eingriffe in den kommunalen Finanzausgleich die Defizite in dieser Höhe 
nicht entstanden wären und zudem Kompensationsleistungen für die Eingriffe 
nicht oder nur zu einem sehr geringen Teil erbracht worden wären. Die finanzwirt-
schaftliche Schicksalsgemeinschaft von Land und Kommunen erfordert neben 
den vom Landtag beschlossenen Haushaltskonsolidierungsbeiträgen der Kom-
munen für den Landeshaushalt auch die Verantwortung und eine Hilfestellung für 
die Kommunen, deren Finanzlage sich ebenso dramatisch darstellt wie die des 
Landes. Angesichts der erheblichen Steuermehreinnahmen und der fehlenden 
Kompensation sowie derselben Zielsetzung erweist sich ein zweckgebundener 
Konsolidierungsbeitrag des Landes aus den zuvor dem kommunalen Finanzaus-
gleich entzogenen Mitteln als angemessen.  
 
Die Forderung nach einem Verteilungsmaßstab, der sich an den tatsächlichen An-
teil der Kommunalgruppe am Gesamtdefizit annähert bzw. orientiert, folgt aus der 
Tatsache, dass die Gruppe der kreisfreien Städte unterproportional an der Erhö-
hung des Fehlbetragsfonds partizipieren.  
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Die nachfolgende schematische Darstellung, die das Entstehen neuer Defizite 
unberücksichtigt lässt, zeigt die Verteilungswirkung auf die einzelnen Kommunal-
gruppen: 
 
 
Kommunalgruppe Kreisfreie 

Städte 
Kreise Mittelstädte Gemeinden 

Defizit 335,3 
2/3-> 224 

207 
2/3 ->138 

14,4 
2/3 ->9,6 

61,9 

Quote am Gesamt-
defizit 

54,20 33,46 2,33 10,01 

Quote in Mio. € pro 
Jahr 

16 19,5 1,5 13 

Jahr     
2009 
 

208 118,5 8,1 48,9 

2010 
 

192 99,5 6,6 35,9 

2011 
 

176 80 5,1 22,9 

2012 
 

160 60,5 3,6 9,9 

2013 
 

142,66 
(1,34) 

39,36 
(1,64) 

1,97 
(0,13) 

0 

2014 
 

121,03 
(5,63) 

13 
(6,86) 

0 
(0,53) 

0 

Defizitabdeckung 
in % der anerkann-
ten Bedarfe 

 
46 % 

 
91 % 

 
100 % 

 
100 % 

Defizitabdeckung 
in % des Gesamt-
bedarfs  

 
36 % 

 
94 %  

 
66,66 % 

 
100 % 

 
 
Daraus ergibt sich, dass bei der Gruppe der kreisfreien Städte unter Anwendung des 
vorgeschlagenen Verteilungsmaßstabs im Vergleich zu den anderen Kommunalgrup-
pen bei der Defizitabdeckung erhebliche Abweichungen bestehen. Während im kreis-
angehörigen Raum ohne Mittelstädte eine 100%ige Abdeckung erreicht wird und die 
Defizite der Kreise ebenfalls auf zum überwiegenden Teil abgebaut werden könnten, 
ändert sich an der Bedarfslage der kreisfreien Städte vergleichsweise wenig. Insoweit 
erweist es sich nicht als interessengerecht, dass diejenige Kommunalgruppe die den 
höchsten Bedarf hat, die mit erheblichem Abstand geringste Defizitabdeckung er-
reicht. 
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II. Verpflichtende Dotierung von Kreisfonds (§ 18 F AG)  
 
Die verpflichtende Dotierung von Kreisfonds entspricht der Ausgleichs- und Ergän-
zungsfunktion der Kreise. Das geltende Recht sieht bereits eine Verpflichtung vor. 
Fraglich ist, ob die Höhe festgeschrieben werden muss. Systematisch wäre dies ge-
rechtfertigt, weil auch im Fehlbetragsfonds im FAG jährlich Mittel zur Verfügung ge-
stellt werden. Mit Blick auf die Gleichbehandlung innerhalb des kommunalen Bereichs 
im gesamten Land Schleswig-Holstein erweist es sich auch als sachgerecht, dass im 
Bedarfsfall in allen Kreisen entsprechende Mittel vorgehalten und die Bedarfe befrie-
digend werden und dies nicht von der Beschlussfassung in einzelnen Kreistagen ab-
hängig ist.  
 
 

III. Umsetzung der U-3 Betriebskostenfinanzierung ( §§ 5, 31 c FAG)  
 
Im Rahmen des Entwurfs zum Haushaltsstrukturgesetz 2009/2010 soll in das Fi-
nanzausgleichsgesetz (FAG) ein neuer § 31 c eingefügt werden. Danach leitet 
das Land Finanzierungsanteile des Bundes (Umsatzsteuermehreinnahmen) an 
die kreisfreien Städte und Kreise weiter. Das Land stellt Mittel in gleicher Höhe 
zur Verfügung. Der neue § 31 c sieht einen Verteilerschlüssel nach der Zahl der 
betreuten Kinder unter drei Jahren in Kindertageseinrichtungen und öffentlich ge-
förderter Kindertagespflege bemessen auf die Zahlen des jeweils vergangenen 
Jahres vor. Maßgeblich soll nach dem Entwurf die vom Statistischen Amt für 
Hamburg und Schleswig-Holstein veröffentlichte Statistik "Jugendhilfe in Hamburg 
und Schleswig-Holstein" sein.  
 
Wir stimmen dem Gesetzentwurf zu und unterbreiten n achstehende Verfah-
rensvorschläge zur Betriebskostenförderung U3 ab 20 09: 
 
1. Das geltende Recht (Kindertagesstättengesetz und Kindertagesstättenver-

ordnung) sind zu beachten. Die Betriebskostenförderung ab 2009 setzt 
folglich für die Einrichtungen und die Tagespflege die Aufnahme in den 
Bedarfsplan voraus. 

 
2. Eine auf Sicht verlässliche und im Verfahren durchdachte Betriebskosten-

förderung erfordert, dass sowohl der Bund und das Land sich weiterhin, d. 
h. über das Jahr 2013 hinaus, nachhaltig an der Betriebskostenförderung 
beteiligt. Zumindest vom Land Schleswig-Holstein gibt es hierzu noch kei-
ne verlässlichen Aussagen. 

 
3. Soweit die vorstehenden Voraussetzungen vorliegen, könnte die Betriebs-

kostenförderung ab 2009 wie folgt strukturiert werden: 
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3.1 Der Städteverband Schleswig-Holstein strebt ein schlankes und ressour-
censchonendes Verfahren an. Neue oder umfangreiche zusätzliche Ver-
waltungsaufgaben mit weiteren Kosten müssen vermieden werden. 

 
3.2 Für die bereits im Landeshaushalt (FAG) verankerten Landesmittel 2007 

bis 2010 ist im September 2006 ein Verteilschlüssel gefunden worden. Die 
Landesmittel in Höhe von 60 Mio. Euro werden auf der Grundlage des 
Durchschnitts der geprüften Personalkosten der letzten vier Jahre an die 
Kreise und kreisfreien Städte ausgezahlt. Für das Jahr 2008 werden z. B. 
die Jahre 2003 bis 2006 zugrunde gelegt.  

 
 Dieser Verteilschlüssel soll auch ab 2009 wie bisher weiter gelten. Neue 

Maßnahmen für den Ausbau U3 (Betriebskostenförderung) werden aus-
schließlich aus den Mitteln nach § 31 c FAG (neu) finanziert. In der Be-
darfsplanung enthaltene Plätze mit Stichtag 15.03.2007 verbleiben in der 
bisherigen Finanzierung. 

 
3.3 Der Verteilung der Mittel gem. § 31 c FAG (neu) wird die Anzahl der tat-

sächlich betreuten Kinder unter 3 Jahren zugrunde gelegt (Finanzierung 
"pro betreutem Kind"). Der Mittelverteilung des Jahres 2009 wird die Ju-
gendhilfestatistik mit Stand vom 15.03.2008 zugrunde gelegt. Für das Jahr 
2010 gelten die statistischen Zahlen mit Stand vom 15.03.2009 usw.  

 
3.4 Der Betriebskostenförderung zu den verschiedenen Angeboten, d. h. Ein-

richtungen mit unterschiedlichen Gegebenheiten bei der Tagespflege (so-
zialversicherungspflichtige Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie ge-
werbliche Tagespflege), werden Gewichtungsfaktoren zugeordnet. Dem-
nach werden Plätze in Einrichtungen mit 100 %, Tagespflege mit sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigten mit 75 % und gewerbliche Tages-
pflege mit 50 % berücksichtigt. 

 
3.5 Daraus ergibt sich eine "pro betreutes Kind" Förderung, die bedarfs- und 

verteilungsgerecht ist. Die Zuwächse der Zahl der tatsächlich betreuten 
Kinder wird berücksichtigt, ohne dass sich die Ausgangssituation der bis-
herigen Plätze verschlechtert. Erstmals zu berücksichtigen ist die Differenz 
der Betreuungsplätze zwischen den Stichtagen 15.03.2007 und 
15.03.2008 ergänzt um die Zahl der Plätze bei freiberuflich tätigen und öf-
fentlich geförderten Tagespflegepersonen. Ferner entstehen klare Vertei-
lungsmaßstäbe für eine Weiterleitung der Mittel des Landes an die Kreise 
und kreisfreien Städte, der Kreise an die kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden sowie der kreisfreien Städte an die nicht kommunalen Einrich-
tungsträger. 
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3.6 Die übrigen Bereiche der Kindertagesstättenförderung (Altersgruppe 3 - 6 
Jahre und Hort) werden durch den Ausbau nicht zusätzlich belastet. Eine 
Entlastung kann sich hier bei sinkenden Kinderzahlen unmittelbar bemerk-
bar machen. 

 
4. Die politische angedachte Einführung sog. beitragsfreier Jahre bleibt im 

Zusammenhang mit der Betriebskostenförderung "Ausbau U3" unbeacht-
lich, weil nur die Altersgruppe der Drei- bis Sechsjährigen berührt wird. 

 
5. Die vom Landesrechnungshof angestoßenen Überlegungen zur Einfüh-

rung landeseinheitlicher Sozialstaffeln und Fragen des Kostenausgleichs 
unter den Kommunen bleiben hiervon zunächst unberührt und können spä-
ter erörtert werden.  

 
Die von uns vorgeschlagene Förderung "Pro betreutem Kind" führt zu einer kalku-
lierbaren Basis für alle Beteiligten und bleibt in der Förderung analog zur gewähl-
ten Struktur bei den Investitionskostenzuschüssen. Ergänzend weisen wir darauf 
hin, dass der zur Ermittlung des Ausbaustandes gewählte Stichtag (15.03.) der 
Zeitpunkt ist, zu dem bereits gegenwärtig eine Erhebung stattfindet. Sollte gleich-
wohl das geplante Kinderförderungsgesetz des Bundes von einem anderen Stich-
tag zur Feststellung des jeweiligen Ausbaustandes ausgehen, müsste dieser ggf. 
übernommen werden, um den Kommunen keine doppelte Erhebung abzuverlan-
gen.  
 
Besonders bedeutsam und damit auch Voraussetzung un serer Zustimmung 
zu den gewählten Verfahren und dem Verteilerschlüss el ist eine kontinuier-
liche und  auskömmliche Fortsetzung der Betriebskostenförderu ng des 
Bundes und des Landes über das Jahr 2013 hinaus. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Jochen von Allwörden 
Geschäftsführer 
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Änderung des Finanzausgleichsgesetzes im Rahmen des  Haushaltsstrukturgesetzes 
2009/2010 
 
Schreiben vom 8. Juli 2008 
 
 
Sehr geehrter Herr Staatssekretär Lorenz, 
 
zu dem übersandten Entwurf zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes, der Gegenstand 
des Haushaltsstrukturgesetzes 2009/2010 werden soll, hat die Arbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Landesverbände bereits Stellung genommen. Für den Schleswig-Holsteini-
schen Gemeindetag geben wir folgende ergänzende Stellungnahme ab: 
 
Allgemeines 
 
Zunächst einmal müssen wir feststellen, dass der Eingriff des Landes in den kommunalen 
Finanzausgleich von 120 Mio. EUR pro Jahr offenbar auch in den beiden kommenden Jah-
ren 2009/2010 und vermutlich auch danach auf Dauer fortgesetzt werden soll. Und dies, ob-
wohl nach wie vor keine Kompensation des bereits erfolgten Eingriffs von 240 Mio. EUR er-
folgt ist. Es haben bislang auch keine konkreten Gespräche über die Kompensation - wie 
vom Land zugesagt – stattgefunden. Bemerkenswert dabei ist die Tatsache, dass der Eingriff 
sowohl in der Pressemitteilung des Landes zum Kabinettsbeschluss als auch im Gesetzent-
wurf nicht mit einem Wort erwähnt wird! 
 
Die Landesregierung beabsichtigt offenbar, sich den gesamten „Zukunftspakt“ und alle poli-
tischen Schwerpunkte für die nächsten beiden Jahre von den Kommunen bezahlen zu las-
sen. Die Handlungsspielräume in den Gemeinden werden damit auf ein Minimum be-
schränkt. Das Land versäumt es mit dem Haushaltsentwurf 2009/2010 einmal mehr, durch 
eigene Einsparungen zur Verbesserung des Haushalts beizutragen. Mit konsequenter Nut-
zung aller Möglichkeiten könnte das Land seinen Doppelhaushalt auch ohne kommunale 
Finanzmittel aufstellen. Es kann nicht angehen, dass das Land kostenträchtige Vorhaben 
beschließt und die Kommunen diese finanzieren müssen. So kann eine nachhaltige Haus-
haltskonsolidierung nicht gelingen. Die nachstehende Übersicht soll dies noch einmal ver-
deutlichen: 

- 

- 
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Politische Akzente im Doppelhaushalt: lt. PM der Landesregierung v. 8.7.08 
 

„Zukunftspakt“ 
o Ausbau Kinderbetreuung für unter Dreijährige  
o beitragsfreies Kindergartenjahr 
o 150 zusätzliche Lehrerstellen 
o Hochschulen, Wissenschaftsstandort, Spitzenforschung 

 
12 Mio. € 
50 Mio. € 
22 Mio. € 

36,6 Mio. € 
Investitionsprogramm kulturelles Erbe   3 Mio. € 
Neuer Bootspark Wasserschutzpolizei 9,4 Mio. € 
Zensus 2011 15,9 Mio. € 
Jugendstrafvollzugsgesetz 7,7 Mio. € 
Anschubfinanzierung Fehmarnbeltquerung / Bundesstraßen 20 Mio. € 
Mittelsteigerung für Ganztagsschulen 6,2 Mio. € 
außerdem: Verzicht auf Studiengebühren 50 Mio. € 
SUMME der Ausgaben für politische Schwerpunkte  232 ,8 Mio. €  
Vergleich: Eingriff in kommunale Finanzen 240 Mio. € 

 
 
Zu den einzelnen Änderungen tragen wir folgende Anregungen bzw. Bedenken vor: 
 
Aufstockung des kommunalen Bedarfsfonds 
 
Eine Aufstockung des kommunalen Bedarfsfonds ist bereits im vergangenen Jahr ausführlich 
mit den kommunalen Landesverbänden diskutiert worden. Wir haben die seinerzeit geplante 
Aufstockung auf bis zu 100 Mio. EUR pro Jahr abgelehnt, da sie zu einer massiven Umver-
teilung von Finanzausgleichsmitteln und einer erneuten Kürzung der Schlüsselzuweisungen 
geführt hätte. 
 
An dieser grundsätzlichen Auffassung halten wir nach wie vor fest. Andererseits sehen wir 
auch die Notwendigkeit, den Fehlbetragskommunen im Lande im Rahmen der solidarischen 
Verantwortung eine Perspektive zum Abbau der Fehlbeträge zu bieten. Deshalb halten wir 
es für denkbar, den kommunalen Bedarfsfonds für einen sehr begrenzten Zeitraum (max. bis 
2011/2012) in moderater Form um bis zu 10 - 15 Mio. EUR pro Jahr für Fehlbetragszuwei-
sungen  zu erhöhen. Die geplante Erhöhung auf 50 Mio. EUR bis 2014 lehnen wir insofern 
ab, denn Solidarität kann nicht bedeuten, dass die Kleinen den Großen helfen, sondern die 
Starken den Schwachen! 
 
Wir halten es in diesem Zusammenhang aber nicht länger für vertretbar, dass auch in Zu-
kunft zugunsten der Fehlbetragszuweisungen keine Sonderbedarfszuweisungen  gewährt 
werden sollen. In Schleswig-Holstein gibt es eine zunehmende Anzahl von Gemeinden, die 
nicht mehr in der Lage sind, ihre Infrastruktur (z.B. Schulgebäude, Straßen), die häufig mit 
öffentlichen Mitteln subventioniert wurde, zu unterhalten. Eine Sanierung bzw. Erneuerung 
ist wegen des begrenzten finanziellen Spielraums auch in absehbarer Zeit nicht möglich. 
Häufig können Gemeinden auch nicht mehr ihren besonderen Aufgaben wie z.B. der Naher-
holungsfunktion nachkommen, indem die Unterhaltung der dafür vorzuhaltenden Anlagen 
nicht mehr in dem erforderlichen Maße möglich ist. Insofern halten wir es für erforderlich, 
dass zur Sicherstellung der Infrastruktur in betroffenen Kommunen Mittel für Sonderbedarfs-
zuweisungen in Höhe von bis zu 10 Mio. EUR pro Jahr ab 2009 bereitgestellt werden. 
 
Voraussetzung für eine Zustimmung zur Aufstockung des Sonderbedarfsfonds ist allerdings, 
dass das Land endlich ein Nachhaltigkeitskonzept vorlegt, dass einen Abbau der kommuna-
len Fehlbeträge aus der Vergangenheit und eine Beseitigung der strukturellen Defizite für die 
Zukunft sicherstellt. 
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Pauschale Anerkennung von Fehlbeträgen 
 
Künftig sollen bei den Kreisen, kreisfreien Städten sowie Städten über 20.000 Einwohnern 
pauschal zwei Drittel des Fehlbetrages als bedarfsdeckungsfähig anerkannt werden. Dies 
dient aus unserer Sicht vorrangig der Entlastung des Innenministeriums, das mit der Über-
prüfung bereits seit längerer Zeit völlig überfordert ist. 
 
Hier sehen wir - ebenso wie bei der Zuständigkeit für die Antragstellung - eine Ungleichbe-
handlung dieses Empfängerkreises gegenüber dem sonstigen kreisangehörigen Bereich. Die 
kleinen Gemeinden müssen den Rechnungs- bzw. Gemeindeprüfungsämtern gegenüber 
dezidiert Rechenschaft ablegen über die Ausschöpfung ihrer Einnahmemöglichkeiten und 
die Begrenzung der Ausgaben. Warum dies nur eingeschränkt für die größeren Kommunen 
gelten soll, ist nicht nachvollziehbar. 
 
Verpflichtende Dotierung der Kreisfonds 
 
Die geplante verpflichtende Dotierung der Kreisfonds zugunsten von Fehlbetragszuweisun-
gen an kreisangehörige Gemeinden wird begrüßt und entspricht der Forderung von Städte-
verband und Gemeindetag (siehe gemeinsame Stellungnahme vom 13.02.2008 zur Neufas-
sung der Richtlinien zum kommunalen Bedarfsfonds). 
 
Bis zum Jahre 1998 waren die Kreise verpflichtet, 2 % ihrer Einnahmen aus Kreisschlüssel-
zuweisungen und Kreisumlage dem Kreisfonds zuzuführen. Insofern halten wir eine Dotie-
rung von 0,5 % für zu niedrig und sprechen uns für eine Anhebung auf 1 % aus. 
 
Bei einer verpflichtenden Dotierung muss allerdings auch sichergestellt werden, dass die 
Mittel nicht nur im Haushalt des Kreises verplant sondern auch tatsächlich ausgezahlt wer-
den. Damit würden die Kreise auch wieder verstärkt ihrer Ergänzungs- und Ausgleichsfunkti-
on nachkommen, die sie gesetzlich zu erfüllen haben. 
 
An dieser Stelle erlauben wir uns auch noch einmal den Hinweis, dass nach wie vor eine 
Ungleichbehandlung einerseits der Städte und Gemeinden, die der Aufsicht des Innenminis-
teriums unterstehen bzw. Fehlbeträge von mehr als 80.000 EUR aufweisen und andererseits 
den kreisangehörigen Gemeinden, die der Aufsicht des Landsrates unterstehen und Fehlbe-
träge bis 80.000 EUR aufweisen, stattfindet. Es sollte daher nach unserer Auffassung der     
§ 18 FAG gestrichen werden und damit die Zuständigkeit generell auf das Innenministerium 
übergehen. Dies würde zumindest eine einheitliche Bewilligungspraxis im Lande gewährleis-
ten. 
 
Anpassung der Nivellierungssätze 
 
Die Einführung einer gesetzlichen Automatik und damit der Verzicht auf eine gesonderte 
Anhebung der Nivellierungssätze durch Gesetzesänderung wird abgelehnt. Nach der Be-
gründung zum Gesetzentwurf soll die Änderung u. a. dazu dienen, das Kreisumlageaufkom-
men zu erhöhen. Dies wiederum belastet in erheblichem Maße den kreisangehörigen Be-
reich und muss insofern abgelehnt werden. 
 
Die Aussage „Mit der Anhebung der Nivellierungssätze wird zudem den Gemeinden ein An-
reiz gegeben, die eigenen Hebesätze anzuheben“ verkennt, dass eine Anhebung vor Ort in 
vielen Fällen aufgrund politischer Widerstände bzw. Bürgerproteste nicht durchsetzbar sein 
wird, sodass die aufgrund der Anhebung zu zahlenden höheren Umlagen (Amtsumlage, 
Kreisumlage) zu einer echten Belastung für die Gemeinden werden. Durch die automatische 
Anpassung der Nivellierungssätze wird einer schleichenden Steuererhöhung (Hebesatzspira-
le) Vorschub geleistet, die nicht zu akzeptieren ist. Der indirekte Zwang zur Erhöhung der 
Realsteuerhebesätze in den Gemeinden ist daher abzulehnen. Im Übrigen wirbt das Land 
Schleswig-Holstein bei der Ansiedlung von Unternehmen mit niedrigen Steuersätzen (siehe 
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Magazin „Businessland“ der WTSH, Ausgabe 01.2008, Seite 4). Der Gesetzgeber würde 
dieses gewichtige Argument der Standortwerbung zunichte machen. 
 
Streichung Vorwegabzug „Zuweisungen Förderfonds Hamburg/SH“ 
 
Gegen die Streichung des Vorwegabzugs bestehen grundsätzlich keine Bedenken, da dies 
der Grundsatzposition des Gemeindetages entspricht. Wir vermissen an dieser Stelle aller-
dings die kritische Überprüfung aller anderen Vorwegabzüge. Stattdessen werden jedoch 
neue (versteckte) Vorwegabzüge (siehe nachstehend) eingeführt. 
 
Kürzung FAG Masse zur Finanzierung von E-Government-Maßnahmen 
 
Über die Finanzierung der Fortführungskosten für die ALK-Daten verhandeln die kommuna-
len Landesverbände bereits seit über einem Jahr mit dem Innenministerium. Bislang wurde 
ein neuer Vorwegabzug mit der Begründung abgelehnt, dies widerspreche der Koalitionsver-
einbarung und sei im Übrigen auch nicht systemkonform. Dass nun doch ein (versteckter) 
Vorwegabzug möglich sein soll, verwundert doch sehr. Ungeachtet dessen lehnen wir die 
Kürzung der FAG-Masse von 1,5 Mio. EUR für die Aktualisierung der ALK-Daten nicht zu-
letzt deshalb ab, weil in dem Entwurf zum geplanten Geodaten-Infrastruktur-Gesetz (Umset-
zung der Inspire-Richtlinie) eine kostenlose Abgabe von Geodaten an die Kommunen vorge-
sehen ist. Das Land versucht damit, eine strittige Finanzierungsfrage ohne Nachweis der 
Angemessenheit der Beträge einseitig zu Lasten der Kommunen zu lösen. 
 
Der geplante Kürzungsbetrag für die „vereinbarten“ digitalen Geobasisdaten der Landesver-
messung ist nicht nachvollziehbar. Zum einen gibt es keine „Vereinbarung“ der Kommunalen 
Landesverbände mit dem Land über den Erwerb von weiteren Geobasisdaten (hierüber wird 
ebenfalls schon seit über einem Jahr verhandelt). Zum anderen ist der in Rede stehende 
Betrag von 1,4 Mio. EUR nicht nachvollziehbar. Nach den uns vorliegenden Informationen 
wurde zuletzt über eine Summe von ca. 950.000 EUR gesprochen. Ebenso nicht nachvoll-
ziehbar ist die Kürzung von 240.000 EUR zugunsten einer pauschalen Anschubfinanzierung 
für die Reform des Personenstandswesens. 
 
Zuweisung des Landes an die Kreise und kreisfreien Städte für den Ausbau der Betreuungs-
angebote für Kinder unter 3 Jahren“ (§ 31 c FAG neu) 
 
Sachgerecht ist es, auch die außerhalb der Systematik des FAG stehenden Zahlungen im 
FAG zu regeln, um eine bessere Übersicht der Finanzbeziehungen zwischen Land und 
Kommunen zu bekommen. Für die Verteilung der Betriebskostenförderung der unter 
3jährigen soll in § 31 c allerdings ein anderer Maßstab (Zahl der betreuten Kinder unter 3) 
gewählt werden als bei der Investitionsförderung (Zahl der Kinder unter 3). Wir haben Zwei-
fel, ob dies sachgerecht ist. Denn damit kann es passieren, dass eine parallele Förderung 
von Investitionen in den Ausbau der Betreuung und der dadurch ausgelösten Betriebskosten 
nicht möglich ist. Dies könnte das eigentliche Ziel der Maßnahme, den Ausbau der Betreu-
ung, gefährden. Die Folgen des Gesetzgebungsvorschlages  sollten daher genau geprüft 
werden.   
 
Vorzeitige Abrechnung eines weiteren Teilbetrages von 55 Mio. EUR aus 2008 
 
Die vorzeitige Abrechnung eines weiteren Teilbetrages in Höhe von 55 Mio. EUR aus 2008 
zur Aufstockung der Finanzausgleichsmasse 2009 wird ausdrücklich begrüßt. 
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Anhörungspflicht bei Veränderung der Kreisumlage 
 
Die klarstellende Vorschrift, wonach die Kreise vor jeder Entscheidung über eine Verände-
rung der Umlagesätze die dem jeweiligen Kreis angehörenden Gemeinden und gemeinde-
freien Gutsbezirke anzuhören haben, wird ausdrücklich begrüßt. 
 
Im Zusammenhang mit der Änderung des § 28 FAG sollte auch der Absatz 2 angepasst 
werden. Danach ist eine Umlage von den kreisangehörigen Gemeinden und gemeindefreien 
Gutsbezirken zu erheben (Kreisumlage), soweit die sonstigen Einnahmen eines Kreises sei-
nen Bedarf nicht decken. Hier sollten die Begriffe „Einnahmen“ und „Bedarf“ gegen „Finanz-
mittel“ und „Finanzbedarf“ analog § 22 Abs. 1 Amtsordnung (AO) ersetzt werden. Grund hier-
für sind die geänderten Begrifflichkeiten durch die Einführung der Doppik in den Kommunen. 
 
 
Schlussbemerkungen 
 
Mit Schreiben vom 20. Juni 2008 sowohl an den Finanz- als auch an den Innenminister hat 
die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände auf die fehlende Beteiligung der 
Kommunen am Ausgleichsbetrag für entgangene Kfz-Ste uereinnahmen des Landes  
hingewiesen und darum gebeten, diesen Sachverhalt zu prüfen und die kommunale Beteili-
gung an den Bundeszuweisungen – wie in anderen Bundesländern – im Rahmen der Fi-
nanzausgleichsmasse in Höhe des Verbundsatzes zu berücksichtigen. Wir bitten darum, den 
Gesetzentwurf um eine entsprechende Regelung zu ergänzen. 
 
Insgesamt leidet das Finanzausgleichsgesetz zunehmend an mangelnder Transparenz und 
ist selbst für Fachleute kaum noch durchschaubar. Die vorgesehene Gesetzesänderung än-
dert daran nichts, sondern verstärkt vielmehr die Komplexität des Finanzausgleichs. Das 
Land wäre gut beraten, sich endlich der dringend notwendigen Überarbeitung des FAG an-
zunehmen. Dies würde auch der Koalitionsvereinbarung entsprechen. Wichtige Hinweise 
hierfür bietet das Kirchhof-Gutachten, das dem Land bereits seit 2000 vorliegt. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Jörg Bülow 
Landesgeschäftsführer 
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